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Gedanken iiber gemeinsame Aktionen der Staaten
gegen die Verunreinigung der Gewiisser

Von Sektionschef i.R. E. Hartig, Vizeprisident des Oesterreichischen Wasserwirtschaftsverbandes, Wien

Die Erkenntnis, dass die Verunreinigung der Ge-
wisser auch iiber den innerstaatlichen Bereich hinaus
im Nachbarstaate schiadlich werden kann, liasst sich
etwa auf die Jahrhundertwende zuriickfithren; sie war
aber zunidchst nur auf einzelne besondere Fille be-
schrinkt und liess urspriinglich nicht ahnen, welch ein
allgemeines und weltweites Problem von ungeheurer
Bedeutung sich aus den ersten Anfingen entwickeln
wiirde.

Erst eine grosse, von der ECE in Genf 1956 schrift-
lich und 1957 miindlich veranstaltete Enquete brachte
ein Bild iiber das erschreckende Ausmass der Gewisser-
verunreinigungen, die damit fiir Europa zum inter-
nationalen Wasserrechtsproblem Nr. 1 geworden sind.
Es zu losen ist nicht zuletzt deshalb so schwer, weil
die Kanalisation grosserer Siedlungen, insbesondere
also der Stédte, aus der modernen Hygiene nicht mehr
fortgedacht werden kann und weil die Hand in Hand
gehende Entwicklung von Technik und Wirtschaft in
fast allen Zweigen der Produktion zu Verfahren ge-
fihrt hat und noch fiihrt, die immer wasseraufwen-
diger werden und den Anfall an Abwissern meist nicht
nur vermehren, sondern auch qualitdtsmissig ver-
schlimmern.

Dadurch ist die Reichweite der Auswirkungen
grosser geworden, so dass Gewdsser, die nicht in ihrem
Ursprungsstaat ins Meer miinden, die Interessen der
Unterliegerstaaten, sei es direkt, sei es als Zufliisse
grosserer Gewiisser, in zunehmendem Mass beriihren.

Die bisherigen Versuche, hier Abhilfe zu schaffen,
sind gescheitert und mussten scheitern, weil der ein-
geschlagene Weg verfehlt war. Die Staaten miissen den
Wunsch unterdriicken, sich Schuld, Verantwortung
und Lasten gegenseitig zuzuschieben — gleichgiiltig, in
welcher Richtung immer — und nach gemeinsamen
Linien streben. Es ist sinnlos, alte vélkerrechtliche
Theorien auf véllig neue Verhiltnisse «analog» an-
wenden zu wollen, denn ohne die intensive Wasserwirt-
schaft von heute sind Kultur und Hygiene, Zivilisation
und Wirtschaft undenkbar. Wohl ebenso utopisch —
oder primitiv — erscheint der Wunschtraum, mit
einem Schlage, durch eine einzige generelle Regelung
alle Verschiedenheiten, die in reichster Fiille den kli-
matischen, geographischen, demographischen, kulturel-
len, wirtschaftlichen usw. Tatsachen entspringen, auf
einen tauglichen Nenner bringen zu wollen.

Die Dringlichkeit der Abhilfe und die grosse Ge-
fahr, bei Fortdauer der schon zwei Generationen wah-
renden Entwicklung den Kampf gegen die Verschmut-
zung der Gewiisser fiir einen unertriglich langen Zeit-

raum zu verlieren, zwingen zu realistischen Betrach-
tungen. Das Streben nach einem Idealzustand und nach
umfassender volkerrechtlicher Regelung — dies alles
liegt ja, niichtern beurteilt, noch recht ferne — diir-
fen kein Hindernis dafiir bilden, dass statt eines zu
grossen Schrittes mehrere kleinere gemacht, diese aber
sofort begonnen werden. Der Weg hiezu sind inter-
nationale Vertriige, die allein geeignet erscheinen, die
Staaten an Massnahmen gegen die Verunreinigung der
Gewiisser verlisslicli zu binden.

Vertriige konnen allgemeiner Natur, d. h. von einer
Vielzahl von Staaten eingegangen sein; sie werden
dann meist Konventionen genannt. Vertriige, die nur
zwei Staaten verbinden, werden als bilaterale, solche
zwischen mehreren Staaten als multilaterale bezeichnet.
Es ist klar, dass auf die individuellen Momente der
verschiedenen Gewisser und auf ihre oft recht unter-
schiedliche Bedeutung fiir die vertragschliessenden
Staaten um so eher Bedacht genommen werden kann,
je weniger Staaten am Vertrag beteiligt sind. Dennoch
wire es verfehlt, grundsétzlich nur bilaterale Vertrige
abschliessen zu wollen, weil gerade in Europa viele
Gewiisser mehrere Staaten interessieren und die Ein-
heit eines Flussgebietes eine naturgegebene Tatsache
darstellt, der in jiingster Zeit die Tendenz zur Bildung
gemischter Flusskommissionen entspringt — ein Vor-
gang, der hinsichtlich der Gewiisserbenutzung fiir die
Schiff- und Flossfahrt schon seit mehr als hundert
Jahren geiibt wird.

Freilich sind bei der Schiffahrt die Interessen der
Uferstaaten im wesentlichen gleichgerichtet, von den
finanziellen Fragen mitunter abgesehen, withrend hin-
sichtlich Reinhaltung der Gewiisser meist tiefwur-
zelnde Interessengegensiitze bestehen, welche die Arbeit
einer grosseren Gewisserkommission empfindlich hem-
men konnen. Daraus erklirt sich auch der Wunsch
mancher Staaten und Stellen, den Gewiisserkommis-
sionen Entscheidungsgewalt und das Recht der Ueber-
einstimmung einer nicht qualifizierten Minderheit ein.
zurdumen,

Nun bedarf aber jeder zwischen zwei oder mehreren
oder gar allen Staaten abgeschlossene Vertrag zu seiner
Giiltigkeit der Zustimmung der Regierungen, der par-
lamentarischen Genehmigung und der férmlichen Rati-
fikation. Bei verfassungsindernden Vertrigen — also
z. B. bei Uebertragung hoheitsrechtlicher Befugnisse
an eine Gewisserkommission — muss der Beschluss des
Parlamentes den fiir eine Verfassungsinderung ver-
langten besonderen Erfordernissen entsprechen.
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Es war notwendig, all dies einmal klarzustellen,
um ein neuerliches Scheitern der Bemiihungen um ge-
meinsame staatliche Aktionen gegen die Gewisser-
verschmutzung zu vermeiden. Demnach ergeben sich
fiir zukiinftige Arbeiten folgende grundsitzliche Er-
wagungen:

1. Eine sichere Rechtsbasis kann im internationalen
Bereich nur durch Vertrige zwischen den Staaten ge-
schaffen werden.

2. Die weitgehenden und schwerwiegenden Inter-
essengegensitze lassen eine Generalkonvention, die alle
internationalen Fragen der Gewisserverunreinigung
einheitlich regeln soll, vorerst als aussichtslos und alle
Bemiihungen in solcher Richtung als verlorenen Zeit-
aufwand erscheinen.

3. Vertrige zwischen zwei oder mehreren Staaten
sind bei gutem Willen zweifellos moglich, wenn das
Vertragsziel zunichst nicht zu hoch gespannt, ins-
besondere die Uebertragung von Souverinititshefug-
nissen an Gewisserkommissionen unterlassen wird.
Hiebei geniigt es, wenn ein Kommissionsbeschluss der
Zustimmung der beteiligten Regierungen bedarf oder
ihrem Einspruchsrecht unterliegt.

4. Die Bildung grosserer Gewisserkommissionen
soll bilaterale Vereinbarungen zwischen jenen Staaten,
die in der Kommission vertreten sind, nicht grundsitz-
lich ausschliessen; bei ausgedehnten Flusseinzugs-
gebieten wire eine zweckmissige Unterteilung sogar
anzustreben.

5. Grundsitzlich hat jeder Anliegerstaat das Recht
auf einen verniinftigen und angemessenen Anteil an
den Nutzungen der Gewasser des Einzugsgebietes. Die-
ser Anteil darf ihm nicht durch ein Uebermass an Ver-
pflichtungen praktisch wieder weggenommen werden.

6. Unbeschadet Punkt 5 sind alle Staaten eines
Einzugsgebietes im Prinzip gleichberechtigt, Diskri-
minierungen daher nur geeignet, den Abschluss von
Vertrdagen zu erschweren oder zu verhindern.

7. Diskriminierung liegt auch vor, wenn einzelne
Staaten ausschliesslich oder iiberwiegend Lasten bzw.
Einschrinkungen auf sich nehmen sollen, denen keine
entsprechenden Rechte gegeniiberstehen.

8. Es wire ein Verstoss gegen das Gleichberechti-
gungsprinzip, die Verstandigungspflicht tiber bedeut-
same wasserwirtschaftliche Massnahmen nur in der
Fliessrichtung eines Gewissers zu statuieren; die ober-
halb liegenden Staaten haben nicht bloss ein Recht, zu
erfahren, ob weiter unterhalb Anlagen errichtet (er-
weitert) werden sollen, deren Beriicksichtigung dann
von ihnen gefordert wiirde, oder ob eine fiithlbare Ver-
mehrung der Abwasserbelastung beabsichtigt wird, sie
miissen auch rechtzeitig in die Lage kommen, ihre Be-
denken und Vorbehalte geltend zu machen.

9. Die Empfehlung Nr. 8 der ILA-Konferenz in
New York 1958 — Zuriickfithrung der gegenwirtigen,
eine Verschmutzung verursachenden Nutzungen auf
ein weniger nachteiliges Mass — stellt den einzig gang-
baren Weg zu einer Verbesserung bestehender Verhilt-
nisse dar. Kein verniinftiger Mensch wird ernstlich ver-
langen, dass verschiedentlich stidtische Kanalisationen
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aufgelassen werden und eine Riickkehr zum Senk-
grubensystem stattfindet. Gleiches gilt hinsichtlich
kostspieliger Betriebsverlegungen.

10. Volle Gleichberechtigung ist dariiber hinaus
aber erst gewihrleistet, wenn nicht Staaten oder Ge-
biete von jeder zivilisatorischen und wirtschaftlichen
Weiterentwicklung von vorneherein ausgeschlossen
bleiben sollen, die auf zunehmendem Wasserverbrauch
und damit einer Zunahme der Abwisser beruht.

11. In einem Flusseinzugsgebiet sollten daher auch
die Einschrinkungen und Lasten des Kampfes gegen
die Verunreinigung «angemessen» verteilt und im
grossen — bilateral oder regional — aufeinander ab-
gestimmt werden.

12. In den Gewisservertrigen wire vorzusehen, dass
die Staaten nicht nur Reinhaltung- oder Sanierungs-
massnahmen, sondern auch entsprechende Geldmittel
hiefiir zusagen.

13. Die Massnahmen zur Sanierung verunreinigter
Gewisser sowie zur Vermeidung von Verunreinigungen
aus Kanalisationen oder Betrieben sind im allgemeinen
sehr teuer und meist nur bis zu einem gewissen Grade
wirksam; darin liegt ein fiithlbares Hindernis fiir alle
Bemiihungen um den Gewiisserschutz.

14. Durch gemeinsame Anstrengungen der Staaten
sollten systematische Forschungen, Versuche und der-
gleichen mit dem Ziele gefordert werden, eine immer
vorteilhaftere Abwasserbehandlung zu finden.

15. Ebenso wire zu untersuchen, ob gewisse Pro-
duktionsmethoden, die starke Verunreinigungen der
Gewisser zur Folge haben, durch weniger schidliche
Methoden ohne fiihlbare Verteuerung der Erzeugnisse
zu ersetzen wiren (vgl. z. B. den Beschluss des Deut-
schen Bundestages vom Juni 1961 iiber die Erzeugung
von Waschmitteln).

16. Fiir Massnahmen nach den Punkten 14 und 15
erscheinen allgemeine Konventionen geeignet.

Die in den obigen Punkten enthaltenen Gedanken
stellen nur allgemeine Ueberlegungen, keineswegs aber
schon Rechtssitze dar. Durch ILA und ECE koénnte
den Staaten nahegelegt werden, ihre prinzipielle Be-
reitwilligkeit zu bekunden, aktiv an der Bekimpfung
der Gewisserverunreinigung mitzuwirken, Vertrige
miteinander abzuschliessen und hiebei auf gewisse
Grundgedanken Bedacht zu nehmen. Die Empfehlung
miisste unbedingt den notwendigen Spielraum ein-
riumen. Erst in einem spiteren Zeitpunkt konnte auf
Grund der durch die Zusammenarbeit gewonnenen Er-
fahrungen und des hiedurch geschaffenen Vertrauens
daran gedacht werden, die zunichst partikuldren Rege-
lungen zu verbessern, behutsam die fiir eine allgemei-
nere Anwendung geeigneten Grundsitze herauszuheben
und sie in eine Rahmenkonvention einzubauen. Immer
aber wird zu beachten sein, dass gerade auf diesem
heiklen Gebiet vélkerrechtlich verbindliche Normen
nur durch Vertriige statuiert werden konnen und dass
den Interessen des Gewisserschutzes erst dann wirklich
gedient ist, wenn nicht bloss mit Eile, sondern auch
mit Umsicht vorgegangen wird.



	Gedanken über gemeinsame Aktionen der Staaten gegen die Verunreinigungen der Gewässer

